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BAHR-Interview für die "Rhein-Zeitung

BAHR-Interview für die "Rhein-Zeitung"<br /><br />Berlin. Das FDP-Präsidiumsmitglied Bundesgesundheitsminister DANIEL BAHR gab der
"Rhein-Zeitung" (Dienstag-Ausgabe) das folgende Interview. Die Fragen stellten MANFRED RUCH, CHRISTIAN KUNST und die Schülerreporterinnen
RABEA EHRLICH und LENA ADAMS: <br />Frage: Machen wir mal eine Zeitreise ins Jahr 2030. Zahlt unsere Kasse dann noch für alle Operationen und
Medikamente bei Rückenleiden, Bluthochdruck oder einem Hüftleiden? <br />BAHR: Dafür kämpfe ich. Denn das macht das deutsche
Gesundheitssystem aus. Unabhängig vom sozialen Stand und der Vorerkrankung bekommt bei uns jeder das, was notwendig ist. Bei Bluthochdruck und
Rückenleiden kann man aber oft auch Operationen verzichten, indem man Sport treibt oder die Ernährung umstellt. Wir müssen auch bei der Vorsorge
ansetzen, um die höheren Kosten einer alternden Gesellschaft zu vermeiden. Dafür habe ich bereits ein Präventionsgesetz vorgelegt. <br />Frage: Viele
Ärztechefs fordern aber, dass nicht mehr alle Leistungen bezahlt werden. Was sagen Sie dazu? <br />BAHR: Es darf nicht sein, dass bei medizinischen
Leistungen ein Unterschied nach Alter oder Einkommen gemacht wird. Jeder muss in Deutschland die notwendige Grundversorgung bekommen. Beispiel
Rückenleiden: Da kann man operieren, man kann es aber auch anders behandeln. Das muss der Arzt zusammen mit dem Patienten entscheiden. <br
/>Frage: Allerdings beklagen die Kassen, dass zu viel operiert wird. <br />BAHR: Es gibt Fehlanreize. Alle Krankenhäuser werden derzeit dazu verleitet,
besonders viel zu operieren. Diesen Anreiz haben wir kurzfristig weggenommen. Da müssen wir aber die Strukturen ändern. Ich will, dass ein
Krankenhaus, das gut und oft operiert, belohnt wird, aber nicht alle Kliniken dazu getrieben werden, viel zu operieren. <br />Frage: Ist denn die
Vollversorgung künftig überhaupt noch finanzierbar? <br />BAHR: Gesundheit und Pflege kann es nicht zum Nulltarif geben. In einem Umlagesystem
müssen von den laufenden Einnahmen die Ausgaben gedeckt werden. In einer alternden Gesellschaft mit mehr Kranken und weniger Beitragszahlern
müssen wir deshalb entweder mehr ausgeben oder die Leistungen streichen. Ich sage: Wir müssen bereit sein, auch etwas beiseite zu legen. <br
/>Frage: Was wird das konkret für Rabea und Lena bedeuten? <br />BAHR: Die Beiträge werden in den nächsten Jahrzehnten steigen. Es gibt aber auch
Möglichkeiten, die Ausgaben zu reduzieren. Wir haben bei den Arzneimittelausgaben jährlich 2 Milliarden Euro eingespart. <br />Frage: Experten
rechnen bald mit einem Beitragssatz von 25 Prozent. <br />BAHR: Das ist völlig unrealistisch. Das sind Horrorszenarien. Dabei wird doch unterschätzt,
dass auch neue Arbeitsplätze in der Gesundheitswirtschaft entstehen und so Wohlstand geschaffen wird. <br />Frage: Müssen wir dafür nicht auch
immer länger arbeiten? <br />BAHR: Die Menschen sind heute viel fitter im höheren Alter. Und viele möchten auch länger arbeiten. Die Rente mit 67 ist
richtig, aber sie muss flexibler sein. Wer schon mit 16 eine Ausbildung macht, ist ein anderer Fall als derjenige, der erst noch ein Studium macht. Jeder
muss für sich entscheiden, wann er in Rente gehen will, sofern er die Grundsicherung erreicht hat. <br />Frage: Rund 300 Milliarden Euro fließen jährlich
ins Gesundheitssystem. Trotzdem sind viele Patienten unzufrieden, weil die Ärzte keine Zeit für sie haben. Woran liegt das? <br />BAHR: Wir arbeiten
daran. Die Praxisgebühr haben wir abgeschafft, weil sie zwischen Arzt und Patient stand. 400 Millionen Euro Bürokratiekosten sind so weggefallen. Wenn
ein Patient unzufrieden mit seinem Arzt ist, kann er wechseln. Das geht in anderen Ländern nicht. <br />Frage: Warum bekommen Ärzte für
Privatpatienten mehr Geld? Warum werden sie besser behandelt? <br />BAHR: Manchmal bekommen sie auch mehr Leistungen, die gar nicht nötig sind.
Da müssen die Versicherten kritisch nachfragen. Ein Arzt bekommt für einen Privatpatienten nicht unbedingt mehr Geld, aber feste Preise. Das liegt
daran, dass ich als Privatpatient ein direktes Vertragsverhältnis mit meinem Arzt habe. Für Kassenpatienten hat der Arzt hingegen ein Budget, um die
Kosten zu deckeln. Wenn das Budget erschöpft ist und der Arzt trotzdem mehr Patienten hat, bekommt er nicht mehr Geld. Davon wollen wir weg. Das
haben wir für die Landärzte abgeschafft, weil wir einen Anreiz schaffen wollten, damit sich mehr junge Mediziner gerade hier niederlassen. <br />Frage:
Warum passen Sie die Honorare nicht einfach an? <br />BAHR: Das würde sehr teuer werden. <br />Frage: Warum senken Sie die Honorare nicht auf
das niedrigere Niveau ab? <br />BAHR: Dann wird die Versorgung der Patienten schlechter. <br />Frage: Ich bin Privatpatientin und wurde von einem
Facharzt behandelt, der mir eine Rechnung mitgab. Dort standen Leistungen, von denen ich gar nicht wusste, dass er sie erbracht hat. Wie kann das
sein? <br />BAHR: Das ist ein gutes Beispiel dafür, dass alle Versicherten eine Arztrechnung bekommen sollten. Dadurch können wir mehr Transparenz
und mehr Kontrolle durch die Patienten schaffen. Die Möglichkeit gibt es bereits heute schon für gesetzlich Versicherte. Das machen allerdings viele
nicht. Man sollte bei Ärzten kritisch nachfragen, weil es ja um das eigene Geld geht. Ich glaube aber nicht, dass jeder der 70 Millionen gesetzlich
Krankenversicherten eine Arztrechnung prüfen und eine Kostenerstattung bei der Krankenkasse einreichen kann. <br />Frage: Jeder vierte Arzt im Land
geht bis 2019 in Rente. Nachfolger gibt es oft nicht. Medizinstudenten sind heute oft Frauen. Sie wollen als Angestellte Teilzeit arbeiten. Aufs Land wollen
sie meist nicht. Wie wollen Sie das ändern? <br />BAHR: Wir haben einige Anreize geschaffen: Wenn man in die Fläche geht, bekommt man eine feste
Vergütung, muss weniger Nacht- und Wochenenddienste leisten. Man muss nicht mehr am Ort wohnen, wo man als Arzt tätig ist. Heute kann man also in
Koblenz wohnen und in der Eifel eine Praxis haben. An einem Punkt sind aber die Länder gefordert: bei der Auswahl der Medizinstudenten. Wir müssen
weg vom Numerus clausus. Am Liebsten würde ich ihn ganz abschaffen. Mindestens sollten aber andere Kriterien eine Rolle spielen, zum Beispiel eine
Krankenpflegeausbildung. Bei denen ist es viel wahrscheinlicher, dass sie später in die Fläche gehen. Oder Stipendiensysteme: Wer einen zusätzlichen
Studienplatz bekommt, verpflichtet sich, als Arzt fünf Jahre lang auf dem Land zu arbeiten. <br />Frage: Anderes Thema: Warum sollen junge Frauen
Pflegerinnen werden? <br />BAHR: Weil das ein Job mit hoher Arbeitsplatzsicherheit ist. Und in dem Beruf sieht man das, was man bewirkt und wo die
Menschen für das dankbar sind, was man macht. <br />Frage: Aber als Pflegekraft wird man schlecht bezahlt. <br />BAHR: Auch mit Pflege kann man
gutes Geld verdienen. Der Beruf ist viel besser als sein Ruf. Man wird sicherlich nicht reich. Wir haben dafür gesorgt, dass die Vergütung besser wird.
Das Einstiegsgehalt bei Erzieherinnen liegt bei 1900 Euro, bei Pflege sind es 2400 Euro. <br />Frage: Eine persönliche Frage: Hat Ihre kleine Tochter
Ihren Blick auf die Politik verändert? <br />BAHR: Ich gehe entspannter mit Kritik um. Denn es gibt Wichtigeres im Leben. <br /><br />Abteilung Presse
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Eine Geschichte als Herausforderung.Der Liberalismus begann seinen historischen Weg als Philosophie der Freiheit und als politische Bewegung für die
Rechte des Einzelnen. Die Willkürherrschaft des Absolutismus stand im Widerspruch zur Idee einer freiheitlichen Gesellschaft. Mit dem Verfassungsstaat
hat der Liberalismus den Absolutismus überwunden. Als erste politische Bewegung hat der Liberalismus dem einzelnen Bürger, seiner menschlichen
Würde und seinen Menschenrechten der Freiheit und Gleichheit Vorrang vor der Macht des Staates eingeräumt. Schritt für Schritt verwirklichten Liberale
den modernen Verfassungsstaat mit individuellen Grundrechten, der freien Entfaltung der Persönlichkeit, dem Schutz von Minderheiten, der
Gewaltenteilung und der Rechtsbindung staatlicher Gewalt.Der Liberalismus hat als Freiheitsbewegung nicht nur für die Gleichheit vor dem Gesetz
gekämpft, sondern auch für Chancengleichheit in der Gesellschaft. Mit der Marktwirtschaft und ihrer sozialen Verpflichtung hat der Liberalismus neue
Chancen gegen Existenznot und konservative Erstarrung der gesellschaftlichen Strukturen eröffnet.Die liberale Verfassung unserer Bundesrepublik
Deutschland hat mehr demokratische Stabilität, mehr allgemeinen Wohlstand, mehr soziale Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit hervorgebracht, als
dies je zuvor in der Geschichte der Fall gewesen ist. Und dennoch ist die Idee der Freiheit den schleichenden Gefahren der Gewöhnung und
Geringschätzung ausgesetzt. Weniger Teilhabe am demokratischen Staat, weniger Chancen für ein selbstbestimmtes Leben durch weniger Chancen auf
einen sicheren Arbeitsplatz, Entmündigungen durch kollektive Zwangssysteme und bevormundende Bürokratie sind neue Bedrohungen der Freiheit.
Liberale haben nach 1945 der Idee der Freiheit zum erneuten Durchbruch verholfen. Die FDP war stets der Motor für Reformen, wenn es um
Richtungsentscheidungen zugunsten der Freiheit ging. Nur durch die FDP konnte in den fünfziger Jahren die Soziale Marktwirtschaft gegen die
Sozialdemokraten und Teile der Christdemokraten durchgesetzt werden. Nur durch die FDP konnte sich in den siebziger Jahren mehr Bürgerfreiheit
gegen konservative Rechts- und Gesellschaftspolitik durchsetzen. Die Liberalen waren Vorreiter für die Demokratisierung und Liberalisierung der
Gesellschaft, gegen obrigkeits- staatliche Bevormundung und Engstirnigkeit. Unsere Politik der marktwirtschaftlichen Erneuerung in den achtziger Jahren
brachte neue Arbeitsplätze und mehr Wohlstand für mehr Bürger.Ein großer Teil des Widerstands gegen das sozialistische Staatswesen erwuchs aus der
Attraktivität des freiheitlich-liberalen Gesellschafts- und Wirtschaftssystems. Das in den europäischen Integrationsprozeß eingebettete, vereinte
Deutschland ist das freiheitlichste unserer Geschichte.


